
Wenn es ihr genehm ist, be-
hauptet die deutsche Bun-
desregierung gern einmal, 

dass sie keine Geschichtspolitik be-
treiben würde. Doch wenn es konkret 
wird, tritt eine Geschichtspolitik zuta-
ge, die es in sich hat. In einer Antwort 
auf eine Kleine Anfrage der Linksfrak-
tion zum Gedenken an den 70. Jah-
restag der Befreiung vom Faschismus 

(Bundestagsdrucksache 18/3779) gibt 
die Bundesregierung zu, keine eigenen 
geschichtspolitischen Aktivitäten zu 
diesem Themenkomplex im Gedenk-
jahr 2015 zu planen.

So heißt es in der Antwort der Bun-
desregierung: »Im Gedenkjahr 2015 
[…] wird die Erinnerung sicherlich 
auch in den Medien und in der Öffent-
lichkeit wieder stärker in den Fokus 
treten.« Damit scheint für die Bundes-
regierung die Gedenkarbeit erledigt zu 
sein. Sie hat nämlich nichts in Eigen-
regie oder in Kooperation anlässlich 
des 70. Jahrestages der Befreiung ge-
plant. Während den »Vertriebenen« in 
Deutschland ab diesem Jahr ein »natio-
naler Gedenktag« gewidmet wird (20. 
Juni), hat die Bundesregierung keine 
»entsprechende(n) Planungen«, dem 8. 
Mai als Tag der Befreiung auch solch 
eine Ehre zuteil werden zu lassen.

Konsequenterweise hat das Kabi-
nett in Berlin auch keinerlei Interesse 

am 70. Jahrestag der Befreiung,  und 
ebenso gibt es auch mit den Bundes-
ländern keine Bemühungen um eine 
Organisierung bzw. Koordination von 
Veranstaltungen zu diesem wichtigen 
Datum. Doch die Geschichtsvergessen-
heit reicht noch weiter.

Besonders zynisch ist die Haltung 
der Bundesregierung zum Themen-
komplex der sowjetischen Kriegsge-
fangenen im Zweiten Weltkrieg. Eine 
Singularität der Nazidiktatur bei der 
Behandlung dieser Kriegsgefangenen 
will sie nicht erkennen und verharm-
lost damit die Vernichtungsabsicht 
der Wehrmacht. Damit verweigert 
die Bundesregierung noch immer die 
Anerkennung sowjetischer Kriegsge-
fangener als Opfer besonders schweren 
NS-Unrechts. Gegenüber der UdSSR 
und ihrer Armee, die die Hauptlast bei 
der Niederringung des europäischen 
Faschismus getragen hat, ist diese Hal-
tung eine Schande.

Konsequent ist in der Antwort der 
Bundesregierung auch nicht von der 
Befreiung vom Faschismus die Rede, 
sondern es wird stets die Bezeichnung 
»Ende des Zweiten Weltkrieges« 
benutzt. In diesem offiziellen Sprach-
gebrauch scheint eine geschichtsrevi-
sionistische Wende auf. Denn damit 
fällt man hinter die berühmte Rede des 
kürzlich verstorbenen Bundespräsiden-
ten Richard von Weizsäckers anläss lich 
des 40. Jahrestages der Befreiung im 
Jahr 1985 zurück. Dreißig Jahre nach 
diesem Schritt in die richtige Richtung 
des damaligen Staatsoberhauptes ist 
die Bundesregierung wieder bei der 
Geschichtspolitik der Bundesrepublik 
der 50er Jahre angelangt.

Ihr Schweigen zum Versuch einer 
Umdeutung des faschistischen Ver-
nichtungsfeldzugs Nazideutschlands 
in eine sowjetische »Invasion« durch 
den ukrainischen Premier Jazenjuk, 
wie auch der Persilschein der großen 
Koalition für die Ehrung von Nazi-
kollaborateuren im Baltikum und 
in der Ukraine, spiegelt sich in der 
geschichtsvergessenen Haltung Ber-
lins zum 70. Jahrestag der Befreiung 
wider. Es herrscht Krieg in Europa. 
Geschichte wird gemacht.

Die deutsche Söldnerarmee 
braucht Nachwuchs. Dafür 
wirbt sie exzessiv in Schulen. 

Neben 231 Vorträgen von »Karriere-
beratern« und 31 Klassenausflügen zur 
Truppe (siehe auch jW vom 27. Januar) 
veranstalten Jugendoffiziere bereits im 
ersten Quartal dieses Jahres 66 ein- 
oder mehrtägige Seminare mit Jugend-
lichen. Besonders beliebt bei Schulen 
ist das interaktive Planspiel POL&IS 
(»Politik und internationale Sicher-
heit«). Laut Bundesregierung hatten 
allein in diesem Januar 20 Schulen 
eine oder mehrere Klassen zu einem 
solchen dreitägigen »Event« geschickt, 
für Februar und März sind bundesweit 
weitere 18 Veranstaltungen geplant. 
Vor allem Gymnasiasten will das Mi-
litär damit ködern. Anmelden können 
sich die Schulen einfach telefonisch. 
Die Bundeswehr kommt bei Bedarf di-
rekt ins Haus und trägt die Kosten.

Was sollen die Heeresdiener den 
Schülern beibringen? Handelt es sich 
um Pflichtveranstaltungen im Rah-
men des Unterrichts? Die Leitung des 
Lucas-Cranach-Gymnasiums Wit-
tenberg (Sachsen-Anhalt), die Ende 
Januar zwei elfte Klassen zu einem 
POL&IS-Spiel nach Naumburg – mit 
Übernachtung im »Jugend- und Sport-
hotel Euroville« – geschickt hatte, 
wollte nicht darüber reden. Ein Anruf 
von jW brachte Schulleiter Bernd Lud-
lei in Rage. Seine auf der Webseite 
des Gymnasiums angegebene Handy-
nummer sei nicht für Auskünfte an 
die Presse, sondern nur für Notfälle 
»wie Terror« gedacht, wetterte er. Bei 
einem zweiten Anruf in seinem Bü-
ro verriet ein Pädagoge weder seinen 
Namen noch irgend etwas zur Sache. 
Mehr noch: Er drohte jW lautstark mit 
einer »Meldung beim Staatsschutz we-
gen Belästigung und Telefonterrors«. 
Karina Kunze vom Kultusministerium 
Sachsen-Anhalt reagierte darauf mit 
Unverständnis. »Erwachsene Men-
schen sollten mit der Presse vernünftig 
umgehen können«, sagte sie gegen-
über jW. Zwar seien Schulleiter nicht 
zu Auskünften gegenüber Medien 
verpflichtet. »Sie könnten aber, wenn 

sie unsicher sind, auf das zuständi-
ge Schulamt verweisen«, informierte 
Kunze. Welche Veranstaltungen oder 
Exkursionen Schulen zusätzlich plan-
ten, liege indes in ihrer eigenen Hand. 
Das Land prüfe dies nicht und gebe 
nur die Richtung vor.

Fündig wird man indes auf der 
Webseite des Gymnasiums. In höch-
sten Tönen lobt dort Geschichtslehrer 
Kurt Fuchs, der die Tour begleitet hatte, 
das Planspiel. Es sei bereits das fünfte 
in Folge für Wittenberger Gymnasi-
asten. Die Pädagogen beabsichtigten 
damit, so Fuchs, den Jugendlichen »die 
Zusammenhänge der Weltpolitik näher 
zu bringen«. Danach mimten die Elft-
klässler – nach vorgegebener »Weltla-
ge« – Minister verschiedener Staaten, 
UN-Vertreter oder Banker. In den Si-
mulationen werde »ihr Blick auf Kri-
sen, Konflikte und Handlungsoptionen 
realitätsnah ins Zentrum des Gesche-
hens gerückt« – natürlich ganz im Sin-
ne der Bundeswehr. Diese besitzt nach 

eigenen Angaben seit 1989 sämtliche 
Rechte für POL&IS. Kurz zuvor wurde 
das »Spiel« von Wolfgang Leidhold 
an der Universität Erlangen entwickelt. 
»Die Bundeswehr erkannte früh das 
didaktische und konzeptionelle Poten-
tial«, lobt sie sich auf ihrer Werbesei-
te www.jugendoffizier.eu, auf der sie 
auch Truppenbesuche für Schüler ab 
14 Jahren bewirbt. Betreut und durch-
geführt wird POL&IS von insgesamt 
92 Bundeswehr-»Jugendoffizieren«, 
verteilt auf alle Bundesländer.

Die Schulleitung des Lucas-
Cranach-Gymnasiums findet, die 
Simulation stelle »einen wichtigen 
bildungspolitischen Auftrag für mün-
dige Bürger« dar, der die Demokra-
tie stärke. Aus diesem Grund »fördert 
auch die Landeszentrale für politische 
Bildung diese Maßnahme«, schwärmt 
Lehrer Fuchs. Der sogenannte »Beu-
telsbacher Konsens«, zu dem sich die 
Bundeszentrale für politische Bildung 
offiziell verpflichtet hat, gerät dabei ins 

Hintertreffen. Denn danach sind Schu-
len verpflichtet, zu politischen Fragen 
immer mehrere Ansichten zur Diskus-
sion zu stellen. Geschehe dies nicht, 
werde »die Grenze zur Indoktrinati-
on überschritten«. Darauf hatte sich 
im Dezember auch Sachsen-Anhalts 
SPD-Kultusminister Stephan Dorger-
loh berufen, als er eine neue Richtlinie 
veröffentlicht hatte. Laut dieser sollten 
»Jugendoffiziere« der Bundeswehr nur 
dann vor Jugendlichen referieren dür-
fen, wenn auch Friedensinitiativen zu 
Wort kommen. Doch vor dem Veto 
der Koalitionspartnerin CDU knickte 
der SPD-Politiker wenige Tage spä-
ter ein. Keine Friedensinitiativen also, 
auch Lehrer könnten »Nachbereitung« 
betreiben. Lediglich freiwillig sollten 
»Militärevents« künftig für Schüler 
sein. »Jugendoffiziere« dürften außer-
dem nicht für das Heer werben. Dies 
sei weiterhin Sache von Berufsbera-
tern, die Schulen indes ebenso einla-
den dürfen.

Militärische Erlebnispädagogik 
Schulausflüge zur Bundeswehr und »terroristische« Presseanfragen. Von Susan Bonath

Antwort der Bundesregierung offenbart deren 
zynische Haltung. Von Sevim Dagdelen

»Besonders beliebt« bei den Jüngsten: Das »Quad Polaris« beim »Tag der offenen Tür« 2014
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Ministerpräsidenten  
für Bleiberecht
Berlin. Die Ministerpräsiden-
ten mehrerer Bundesländer 
haben ein verbessertes Blei-
berecht für junge Flüchtlinge 
in Deutschland gefordert. Der 
baden-württembergische Mini-
sterpräsident Winfried Kretsch-
mann von den Grünen, seine 
rheinland-pfälzische Kollegin 
Malu Dreyer (SPD) und Hes-
sens Ministerpräsident Volker 
Bouffier (CDU) verfassten dazu 
einen gemeinsamen Brief an 
Bundeskanzlerin Angela Merkel 
(CDU). Darin sprechen sie sich 
dafür aus, jungen Asylbewerbern 
mindestens für die Dauer einer 
Berufsausbildung einen gesi-
cherten Aufenthaltsstatus zu ge-
währen. »Der Vorstoß greift zu 
kurz und stellt die Interessen der 
Wirtschaft in den Mittelpunkt«, 
kritisierte die innenpolitische 
Sprecherin der Linksfraktion im 
Bundestag, Ulla Jelpke.  (AFP/jW)

Linke: Hartmann soll 
auf Mandat verzichten
Berlin. Die Linke legt dem im 
Edathy-Untersuchungsausschuss 
unter Druck geratenen SPD-
Abgeordneten Michael Hart-
mann den Verzicht auf sein 
Bundestagsmandat nahe. Der 
Linke-Obmann im Ausschuss, 
Frank Tempel, sagte am Freitag 
im ZDF-»Morgenmagazin«. 
»Das Vertrauen in die Politik 
ist beschädigt. Der Bürger sagt: 
Dort wird gemauschelt, dort 
werden Strafverfahren vertuscht, 
um Schaden abzuwenden.« 
Tempel warf Hartmann »ein 
Stück Realitätsverlust« vor. Der 
SPD-Abgeordnete hatte am Don-
nerstag die Aussage verweigert. 
Hartmann war zuvor von meh-
reren Zeugen als Informant des 
damaligen SPD-Abgeordneten 
Sebastian Edathy über drohende 
Kinderpornographie-Ermittlun-
gen genannt worden.  (dpa/jW)

Kein Tag der Befreiung

Zitat des Tages

Wie schön. Er kennt 
den Sinn der Würde, 
er muss bestrafen, er 

macht es aber gerecht.

Papst Franziskus während 
seiner Generalaudienz am 

Mittwoch. Dabei berichtete 
er von einem Mann, der seine 

Kinder manchmal ein bisschen 
schlagen müsse, »aber nicht ins 

Gesicht«.
 

Zweite Untersuchung der Initiative in Gedenken an Oury Jalloh e.V.
Für pathologische und toxikologische  
Nachuntersuchungen, um endlich die Brand- 
und Todesursache von Oury Jalloh aufzuklären!

Wir haben nun ein Team aus erfahrenen Experten – 
Toxikologen und Forensiker aus London – mit einem 
Gutachten beauftragt, Aussagen zur Brandursache 
und Todesursache zu machen.

Wenn 900 Menschen nur 10 EUR spenden, 
können wir das Gutachten tatsächlich  
durchführen und den Fall aufklären!

Spenden bitte auf folgendes Konto:

Initiative in Gedenken an Oury Jalloh e.V.
Bank für Sozialwirtschaft
BIC: BFSWDE33BER
IBAN: DE22100205000001233601
(Bankleitzahl: 100 205 00)
(Kontonummer: 1233 601)
Zweck: Pathologische und Toxikologische Gutachten

Mehr Infos:http://initiativeouryjalloh.wordpress.com
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